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(Nr. 11730.) Verordnung über die anderweite Regelung des Gemeindewahlrechts. Vom 
24. Januar 1919. ; 


Di Preußiſche Regierung verordnet mit Geſetzeskraft, was folgt: - 
| 81. 8 
Die Mitglieder der Gemeindevertretungen werden in allgemeinen, unmittel⸗ 


baren und geheimen Wahlen nach den Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt. 
Jeder Wähler hat eine Stimme. a 


$.2. 
Wahlberechtigt und wählbar find alle im Beſitze der deutſchen Reichsange⸗ 
hörigkeit befindlichen Männer und Frauen, welche das 20. Lebensjahr vollendet 
haben, im Gemeindebezirke ſeit 6 Monaten ihren Wohnſitz haben und im Beſitze 
der bürgerlichen Ehrenrechte ſind. Ob dieſe Vorausſetzungen zutreffen, entſcheidet 
ſich für das aktive Wahlrecht nach dem Zeitpunkte der Auslegung der Wählerliſte. 
Als Wohnſitz iſt der Gemeindebezirk anzuſehen, in dem jemand eine Wohnung 
unter Umſtänden innehat, die auf die Abſicht der dauernden Beibehaltung 
ſchließen laſſen. 93 
Von der Ausübung des Wahlrechts ausgeſchloſſen iſt: 
1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft ſteht, 
2. wer infolge eines rechtskräftigen Urteils der bürgerlichen Ehrenrechte 
ermangelt. 4 


Aufgehoben werden Vorſchriften, wonach: 

das Wahlrecht in anderen Fällen als denen des $ 3 ruht / 

Forenſen und juriſtiſchen Perſonen ein Wahlrecht zuſteht; 

die Ausübung des Bürgerrechts von der Zahlung eines Bürgerrechte. 
geldes abhängig gemacht wird) N 

ein beſtimmter Prozentſatz der Gemeindevertretung aus Grundſtücks⸗ 
eigentümern, Nießbrauchern uſw. beſtehen muß (ſogenanntes Haus- 
beſitzerprivileg); 5 

beſtimmte Beamtengruppen von der Wahl zum Gemeindevorſtand oder 
zur Gemeindevertretung ausgeſchloſſen find; 

neben den gewählten auch nichtgewählte Perſonen der Gemeinde⸗ 
(Bürgermeiſterei-) Vertretung als Mitglieder hinzutreten. 
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Ausgegeben zu Berlin den 27. Januar 1919. 


= zo > 


85. 
Die Gemeindevertretungen beſtehen aus mindeſtens 6 und höchſtens 
144 Mitgliedern. 96 


In den Städten der Provinz Hannover werden die Mitglieder des Ma⸗ 
giſtrats von den Bürgervorſtehern gewählt. 

Hinſichtlich der Zahl der Bürgervorſteher in den Städten der Provinz 
Hannover gelten die Beſtimmungen der Städteordnung für die öſtlichen Pro⸗ 
vinzen vom 30. Mai 1853 (Geſetzſamml. S. 261) ſinngemäß. 

87. 

Die gegenwärtigen Gemeindevertretungen werden aufgelöſt. 

Die Neuwahlen haben an einem Sonntage bis ſpäteſtens zum 2. März 
1919 zu erfolgen. 

Die Mitglieder der Gemeindevertretungen bleiben bis zur erfolgten Neu⸗ 
wahl in ihren Amtern. 8 


§8. 

Für die Vornahme der auf Grund dieſer Verordnung erſtmalig ſtattfindenden 
Wahlen iſt die Wahlordnung für die verfaſſunggebende preußiſche Landesver⸗ 
ſammlung mit der Maßgabe anzuwenden, daß an Stelle des Wahlkommiſſars der 
in den Gemeindeordnungen feſtgeſetzte Wahlvorſtand bzw. die Wahlkommiſſion tritt. 

Bei der erſtmaligen Wahl ſind die Wählerliſten zur preußiſchen Landes⸗ 
verſammlung anzuwenden. Die beſonderen Beſtimmungen des § 2 dieſer Ver⸗ 
ordnung über Dauer und Begriff des Mohnfiges gelten für die erſtmalige Wahl nicht. 

Kür die ſpäteren Wahlen wird das Wahlverfahren auf der Grundlage der 
gegenwärtigen Verordnung durch eine beſondere Wahlordnung geregelt, welche 
das Miniſterium des Innern erläßt. 

Bei der erſtmaligen Wahl werden Wahlbezirke nicht gebildet. Für die 
weiteren Wahlen können durch Ortsſtatut Wahlbezirke geſchaffen werden. 

$9. 

Die Beſtimmungen der Städte- und Landgemeindeordnungen über die Teil. 
nahme am Gemeindevermögen, Gemeindegliedervermögen und an Allmenden 
werden durch dieſe Verordnung nicht berührt. 

F 

Die Beſtimmungen der Städte⸗ und Landgemeindeordnungen (Gemeinde⸗ 
ordnungen) werden inſoweit aufgehoben, als fie den Vorſchriften dieſer Verord- 
nung entgegenſtehen. Ortsſtatutariſche Ergänzungen ſind inſoweit zuläſſig, als 
fie den Beſtimmungen dieſer Verordnung und der nach § 8 Abſ. 3 zu erlaſſenden 
Wahlordnung nicht zuwiderlaufen. 

: Berlin, den 24. Januar 1919. 


Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Braun. Eugen Ernſt. Fiſchbeck. 
Haeniſch. Südekum. Heine. Reinhardt. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Meichsdruderei, 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu 
6,25 A und 1884 bis 1913 zu 4,60 A) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


